Gesetzentwurf „la buona scuola“
Was muss Südtirol umsetzen?

Eine entscheidende Frage im Zusammenhang mit dem Gesetz „la buona scuola“ ist, was von den Vorhaben und Bestimmungen in Südtirol umgesetzt wird oder werden muss. In der Schulgesetzgebung hat Südtirol nur zum Teil primäre Befugnisse, die meisten Bestimmungen müssen den staatlichen Vorgaben angepasst werden und  sind entweder durch konkurrierende Bestimmungen oder an das Land delegierte Kompetenzen geregelt.

Die Bereiche, in denen das Land primäre Zuständigkeit (z.B. Schulbau) hat, müssen also nicht umgesetzt werden. Andererseits müssen alle Bereiche, die in die ausschließliche Zuständigkeit des Staates fallen, umgehend umgesetzt werden: z.B. Berufsbildungs- und Probejahr und „Carta dell’insegnante“ = 500 €uro pro Lehrperson. Komplizierter wird es in jenen Bereichen, die entweder durch konkurrierende Bestimmungen oder an das Land delegierte Kompetenzen geregelt sind, wie beispielsweise die Aufnahme des Lehrpersonals und die Bestimmungen zur Autonomie der Schulen. In diesen Fällen sehen die Durchführungsbestimmungen vor, dass das Land Südtirol seine Gesetzgebung innerhalb von 6 Monaten an die Prinzipien der gesamtstaatlichen Gesetzgebung anpasst. Für die politisch Verantwortlichen geht es nun darum, die Zuständigkeiten klar auszumachen und dann entweder die eigenen Bestimmungen innerhalb von 6 Monaten an die staatlichen Vorgaben anzupassen oder die Anfechtung der eigenen Bestimmungen vor dem Verfassungsgerichtshof innerhalb von 90 Tagen zu riskieren.
In den letzten wochen und Monaten war der Landesrat mehrfach in Rom, um die Übernahme weiterer Befugnisse zu verhandlen, welche auch im Gesetz Niederschlag finden sollen.

Genauso wie endgültige Fassung des Gestztes, ist auch diese Frage noch offen.
